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ETH Eidgenössische Technische Hochschule
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
MWST Mehrwertsteuer
RVOG Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
BGA Bundesgesetz über die Archivierung

EPF École polytechnique fédérale
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
SSR Société suisse de radiodiffusion
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
LOGA Loi sur l'organisation du gouvernement et de l'administration
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
LAr Loi fédérale sur l'archivage

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung seines Entwurfs zum Bundesgesetz über die
Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981
empfahl der Bundesrat ein Postulat Schneider Schüttel (sp, FR) zur Abschreibung. Das
Postulat hatte den Bundesrat beauftragt, zu prüfen, inwiefern Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen bei der Suche nach ihren Guthaben auf Sparheften unterstützt
werden können. Der Gesetzesentwurf – als indirekter Gegenvorschlag zur
Wiedergutmachungsinitiative – erfülle laut dem Bundesrat das Anliegen des Postulats,
da er vorsehe, dass insbesondere die kantonalen Archive auf Ersuchen hin abklären, ob
in ihren Aktenbeständen Informationen über allfällige Sparguthaben von Betroffenen
enthalten sind. Bei allfälligen Hinweisen auf ebensolche Sparguthaben sollen die
betroffenen Personen oder ihre Rechtsnachfolger die erforderlichen Abklärungen
unentgeltlich vornehmen können. Der Nationalrat schrieb das Postulat daher im Juni
2016 ab. 1

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

A travers un postulat, Thomas de Courten (svp/udc, BL) a chargé le Conseil fédéral
d'évaluer les potentiels de réduction des obligations de documentation et d'archivage
pour les entreprises. Il estime qu'une coordination affinée et un échange de données
entre les autorités cantonales et fédérales permettraient de réduire drastiquement les
coûts de réglementation liés à la documentation et à l'archivage. Le Conseil fédéral,
bien que conscient de la charge administrative pour les entreprises, a proposé de
rejeter le postulat. Premièrement, il relève que l'archivage et la documentation ont
aussi un rôle positif pour les entreprises. La préservation de certaines pièces a déjà
permis à des entreprises de se défendre dans de nombreux cas. Deuxièmement,
plusieurs évolutions législatives ont pris en compte cette réalité. Il est possible de citer,
par exemple,  la révision du droit comptable, l'ordonnance concernant la tenue et la
conservation des livres de comptes et l'ordonnance régissant la taxe sur la valeur
ajoutée (TVA). Troisièmement, le Conseil fédéral a estimé que les ressources
nécessaires pour un tel examen seraient disproportionnées. Il encouragerait donc
plutôt une enquête ciblée sur des thématiques précises. Le dernier mot est revenu au
Conseil national qui a adopté le postulat par 139 voix contre 51. 2

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Gesellschaftsrecht

Les deux chambres ont validé le classement du postulat sur la réduction des
obligations d’archivage et de documentation des entreprises à la suite de la
publication du rapport du Conseil fédéral. 3

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Hannes Germann (svp, SH) verlangte mittels Postulat vom Bundesrat, die Aufnahme der
Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen in die BFI-Botschaft 2021-2024
zu prüfen. Konkret forderte er, dass eine nationale Strategie und personelle und
finanzielle Ressourcen zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen
geschaffen würden. 
Der Bundesrat lehnte die Forderung ab, indem er argumentierte, dass die
Verantwortung für die Sammlungsobjekte, welche das Aufarbeiten und
Verfügbarmachen sowie deren Finanzierung einschliesst, bei den Leitungsgremien der
Museen und Hochschulen sowie ihren Trägern und Trägerinnen liege. Die Träger und
Trägerinnen der Museen seien ausser bei den Museen des Bundes vorwiegend die
Kantone und die Gemeinden. Bei den Hochschulen und den Universitäten liege die
Verantwortung bei deren Leitungsgremien. Eine Finanzierung der Digitalisierung und
Zugänglichmachung über die BFI-Botschaft 2021-2024 schloss der Bundesrat gänzlich
aus, da keine direkte Zuständigkeit des Bundes bestehe. 
In der Herbstsession 2019 wies der Ständerat das Postulat der WBK-SR zur Vorberatung
zu. Die Kommission beschloss ohne Gegenstimme, das Postulat zur Annahme zu
empfehlen. Sie hielt dabei fest, dass die Finanzierung unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips und in enger Absprache mit den Kantonen erfolgen müsste. 
In der ständerätlichen Debatte bat Guy Parmelin – obwohl die WBK-SR das Postulat um
das Subsidiaritätsprinzip ergänzt hatte – weiterhin um Ablehnung des Postulates. Er
betonte noch einmal, dass die Verantwortung für die Aufarbeitung der betroffenen
Objekte bei den Verantwortlichen der Museen und der Hochschulen sowie den
Kantonen liege, lediglich bei den Sammlungen der beiden ETH und bei den
Bundesmuseen sei die Eidgenossenschaft zuständig. 
Der Ständerat nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrages einstimmig
an. 4

POSTULAT
DATUM: 19.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2022 stimmte der Ständerat der Abschreibung eines Postulates
Germann (svp, SH) zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen zu. Die
Räte hatten 2020 mit der Zustimmung zum Bundesbeschluss über die Kredite für
Institutionen der Forschungsförderung in den Jahren 2021–2024 (BBl, 2020 8573)
einen Beitrag von maximal CHF 12.4 Mio. als Anstossfinanzierung für die Digitalisierung
naturwissenschaftlicher Sammlungen gesprochen. 5

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit fünf oppositionslos angenommenen Postulaten machten die Abgeordneten
Borradori (lega, TI), Chevallaz (fdp, VD) und Keller (cvp, AG) im Nationalrat sowie
Cavadini (lp, NE) und Onken (sp, TG) im Ständerat auf die prekäre Situation bei der
Konservierung audiovisuellen Kulturgutes aufmerksam. Um diese
Archivierungsaufgaben kümmern sich heute neben Bundesarchiv und SRG vor allem die
Landesphonothek in Lugano und die Cinémathèque in Lausanne, welche jedoch beide
in argen Finanznöten stecken. Unterstützung erhielten die fünf Parlamentarier von
einer Arbeitsgruppe unter dem Direktor der Schweizerischen Landesbibliothek, welche
im Spätherbst eine Bestandesaufnahme sowie erste Vorschläge für die Schaffung einer
zentralen Mediathek vorlegte. Da die audiovisuellen Dokumente schlecht haltbar und
einer rapiden technologischen Entwicklung unterworfen sind, geht täglich
unersetzliches Kulturgut verloren. Bundesrätin Dreifuss forderte deshalb die
zuständigen Stellen auf, konkrete Massnahmen vorzuschlagen, um diese "kulturelle
Amnesie" aufzuhalten. Sie äusserte sich positiv zur Einrichtung einer schweizerischen
Mediathek, für die 1989 im Radio- und Fernsehgesetz eine gesetzliche Grundlage
geschaffen wurde, erklärte jedoch, die dafür nötigen Bundesmittel könnten frühestens
in der nächsten Legislaturperiode aufgebracht werden. 6

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI
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Mit der Überweisung eines Postulats Janiak (sp, BL) in der Sommersession 2018 wurde
der Bundesrat beauftragt, die Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung
(BGA) mittels eines Berichtes zu evaluieren, dessen neue Herausforderungen zu
identifizieren und entsprechende Empfehlungen für dessen Weiterentwicklung und
Praxisanwendung abzugeben. Seit der Verabschiedung des aktuellen BGA im Jahre 1998
haben sich im Bereich der Digitalisierung, der Verwaltungspraxis und auch im
rechtlichen Umfeld rasante Entwicklungen eingestellt und unterschiedliche
Vollzugspraktiken etabliert. Besonders in diesen Bereichen gelte es folglich auch Fragen
von grossem Interesse zu klären. So möchte der Postulant beispielsweise wissen, wie
sich die Digitalisierung auf die Aktenführung auswirke und wie die Archivierung nach
der Einführung der elektronischen Geschäftsverwaltung (Gever) sichergestellt bzw.
welcher Behörde in welchem Umfang die entsprechende Kompetenz zur Sicherstellung
zugewiesen werde. Auch stellte er die Frage, wer im konkreten Fall sicherstellen könne,
dass dem BGA unterstellte Bundesorgane die Unterlagen nicht horteten und auch nicht
ohne Zustimmung des Bundesarchivs vernichteten. Ebenfalls von grossem Interesse
seien die Fragen nach der einheitlichen Umsetzung und Missbrauchsverhinderung
bezüglich der ordentlichen Schutzfrist von aktuell 30 Jahren und nach Lösungen, um
Zielkonflikte mit dem Persönlichkeitsschutz nicht zulasten der Forschungsfreiheit
aufzulösen. Weitere Punkte bezogen sich auf den Umgang mit dem Archivgut und
dessen Handhabung bezüglich der unterschiedlichen Freigabemöglichkeiten durch die
verschiedenen Bundesorgane sowie auf die Einhaltung der Trennung der Einsichtnahme
in Archivgut von dem Öffentlichkeitsgesetz. Der Bundesrat pflichtete dem Postulanten
in seiner Stellungnahme gänzlich bei und erachtete es, gerade aufgrund der langen
Zeitspanne seit des Inkrafttretens des BGA, ebenfalls als sinnvoll, eine Evaluation des
Vollzugs vorzunehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantragte. Im Ständerat
wurde der Vorstoss sodann diskussionslos angenommen. In seinen einführenden
Erläuterungen versäumte es Claude Janiak denn auch nicht, auf den Auslöser dieses
Postulats zu verweisen: Die Behandlung des Berichtes Cornu zur P-26 in der GPDel und
die in diesem Zusammenhang verschwundenen Akten mit den entsprechenden Beilagen
zum Bericht – wobei er betonte, dass die GPDel im Rahmen dieses Postulats nicht an
der Aufarbeitung der Geheimarmee sei. 7

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
MELIKE GÖKCE

Im Februar 2018 hatte Claude Janiak (sp, BL) in einem Postulat gefordert, dass die
Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung (BGA), welches im Jahr 1998
verabschiedet worden war, evaluiert und das weitere Vorgehen dargelegt werden soll. In
Erfüllung des Postulats veröffentlichte der Bundesrat im September 2021 seinen
Bericht zur Umsetzung des Archivierungsgesetzes, der auf Auswertungen des
Forschungsbüros «Büro Vatter» beruhte. Der Bericht zog grundsätzlich ein positives
Fazit zu den im BGA festgelegten Archivierungsabläufen, diese hätten sich bewährt.
Nichtsdestotrotz eröffneten die Auswertungen insgesamt neun Handlungsfelder,
aufgrund derer der Bundesrat verschiedene Massnahmen definierte.
Die konsequente Umsetzung der Ordnungssysteme sowie der neuen digitalen
Informationsverwaltung soll durch sogenannte «GEVER-Systeme» sichergestellt
werden, forderte der Bundesrat. Zudem soll ein «Aufräumprojekt» gestartet werden,
wodurch liegengebliebene Unterlagen in diversen Archivierungsstellen doch noch ihren
Weg ins Archiv finden sollen. Da die Weisungs- und Aufsichtskompetenzen des
Bundesarchivs nicht genügten, um die gesetzlichen Standards durchsetzen zu können,
soll entschieden werden, ob die Eigenverantwortung der archivierenden Stellen oder
die Durchsetzungsmacht des Bundesarchives gestärkt werden soll. Weiter soll
untersucht werden, ob es neue Arten der Archivierung gibt, die der rasant
fortschreitenden Digitalisierung auch in Zukunft gerecht werden können. Um diese
Probleme anzugehen, wurde das Bundesarchiv beauftragt, in Zusammenarbeit mit den
betreffenden Stakeholdern Lösungen auszuarbeiten und umzusetzen.
Die weiteren Probleme, welche der Bericht aufzuzeigen vermochte, benötigten gemäss
Bundesrat eine Revision des BGA, weshalb das EDI damit beauftragt wurde, bis Ende
2021 ein Aussprachepapier zu allfälligen Gesetzesänderungen zu erarbeiten. Darunter
fiel etwa die Frage, ob die Einführung einer Kontrollinstanz, welche die Rechtmässigkeit
einer Verlängerung von Schutzfristen gewisser Dokumente überwacht, nötig ist. Zudem
sollen die Einspruchsmöglichkeiten bei der Verwehrung des Zugangs zu gewissen
Dokumenten überarbeitet werden, da diese sehr komplex und mit hohen Kostenfolgen
verbunden sind. Zuletzt gibt es seit der Einführung des Öffentlichkeitsgesetzes (BGÖ)
nebst dem BGA ein zweites Regelwerk, was teilweise zu Widersprüchen in der
gesetzlichen Grundlage führt, die es zu beheben gelte. Ausserdem sei zu diesem
Zeitpunkt nicht gewährleistet, dass alle Stellen, welche dem BGA unterstellt seien, auch
dementsprechend archivieren würden. Schliesslich bestünde eine Kluft zwischen dem
Soll- und Ist-Zustand bei selbstständig Archivierenden. Hier sei zu klären, ob eine

POSTULAT
DATUM: 01.09.2021
SARAH KUHN
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Vereinheitlichung aller archivierenden Stellen unter dem RVOG sinnvoll wäre. 8

Mit dem Bericht zur Umsetzung des Archivierungsgesetzes erachtete der Bundesrat
das Postulat Janiak (sp, BL) als erfüllt. Dementsprechend wurde das Geschäft vom
Ständerat in der Sommersession 2022 abgeschrieben. 9

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
SARAH KUHN
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